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Krise ist Belastungstest für den Sozial-

staat 

Der Sozialstaat wird in dieser Krise bis an die 
Grenzen seiner Leistungsfähigkeit gefordert. 
Steigende Arbeitslosigkeit und millionenfache 
Kurzarbeit zehren die 26-Milliarden-Rücklage 
der Bundesagentur bis zum Jahresende voll-
ständig oder größtenteils auf. Kranken- und 
Pflegeversicherung sind durch die Leistungs-
ausweitungen der vergangenen Jahre in ei-
nem strukturellen Defizit. Und für alle Sozial-
versicherungssysteme einschließlich der 
Rentenversicherung gilt, dass mit der Be-
schäftigung auch die Einnahmen wegbre-
chen. Hinzu kommt, dass Jahr für Jahr mit 
der Generation der Babyboomer immer mehr 
Beschäftigte in Rente wechseln. Die Steuer- 
und Beitragslast wird damit von immer weni-
ger Erwerbstätigen getragen. 

Was unseren Sozialstaat jetzt endgültig über-
fordern würde, sind immer neue und höhere 
Sozialleistungen, um die Grundsicherung als 
vermeintlich zweit- oder drittklassige Leistung 
zu umgehen. Nichts ist falscher, als das er-
folgreiche Grundsicherungssystem schlecht 
zu reden und so unberechtigte Angst vor Ar-
mut und Ausgrenzung zu schüren. Deshalb 
ist es ein Kardinalfehler, jetzt Kurzarbeiter-
geld zu erhöhen, Arbeitslosengeld zu verlän-
gern sowie eine neue Grundrente einzufüh-
ren und damit neue Kosten und neue An-
spruchshaltungen an den Sozialstaat zu 
schaffen.  

Für alle, für die das Geld zu knapp ist, steht 
mit der Grundsicherung ein leistungsfähiges 
System zur Verfügung. Es ist dafür gemacht, 
sowohl Erwerbsfähigen als auch Rentnern 
zielgenau in Notlagen zu helfen. Die Grundsi-
cherung ist eine große Unterstützungsleis-
tung unseres Sozialstaats, für die die Steuer-
zahler jährlich rund 50 Milliarden € aufbrin-
gen. Damit die Steuerzahler nicht überfordert 
werden, gelten für die Grundsicherung zu 

Recht Einkommens- und Vermögensgrenzen, 
die geprüft werden müssen.  

 

Grundsicherung für Erwerbsfähige er-

kennt Lebensleistung an 

Wer keine Arbeit hat bzw. zu wenig verdient 
und bedürftig ist, bekommt zuverlässig vom 
Jobcenter Geld für Wohnen, Essen, Klei-
dung, Krankenversicherung sowie vergüns-
tigte Nahverkehrstickets und Eintritt in Mu-
seen. Das Grundsicherungssystem ist auch 
nicht deshalb ungerecht, weil es Menschen 
die ihr Leben lang gearbeitet haben, mit allen 
anderen gleichstellen würde. Denn in der 
Grundsicherung für Erwerbsfähige sind 
Wohneigentum, Auto und Altersvorsorge ge-
schützt, und damit auch ein guter Teil der Le-
bensleistung. Ein 55-jähriges Ehepaar z. B. 
kann Geld- und Altersvorsorgevermögen von 
insgesamt 100.000 Euro behalten, dazu noch 
zwei angemessene Autos sowie ein Haus 
und wird trotzdem von Steuerzahlern unter-
stützt, die zu großen Teilen selbst kein 
Wohneigentum besitzen. In der aktuellen Kri-
sensituation zahlt das Jobcenter Warmmiete 
und Lebensunterhalt vorübergehend sogar 
ohne Vermögensprüfung. Die Schutzrechte 
von Mietern sind in der Krise erheblich aus-
gedehnt worden, Verbraucherdarlehensver-
träge können gestundet werden. Ein Notfall-
Kinderzuschlag unterstützt Familien mit ge-
ringem Einkommen.  
 
Erhöhung macht Kurzarbeitergeld kompli-

zierter und entzieht Liquidität 

Mit der von der Bundesregierung beschlosse-
nen pauschalen Erhöhung des Kurzarbeiter-
gelds in zwei Stufen vom vierten und vom 
siebten Monat werden die Unternehmen, die 
ja das Kurzarbeitergeld vorstrecken müssen, 
noch mehr Liquidität verlieren und schon 
dadurch in größere Gefahr geraten. Bei dem 
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derzeitigen Ansturm ohne Beispiel von Kurz-
arbeitergeldanträgen auf die Arbeitsagentu-
ren könnte eine Änderung der Rechtslage 
auch zu Verzögerungen bei der Bearbeitung 
und der Auszahlung führen. Auch dies ge-
fährdet das Überleben von Unternehmen und 
den Erhalt von Arbeitsplätzen. Darüber hin-
aus würden durch die Erhöhung von Kurzar-
beitergeld und Verlängerung von Arbeitslo-
sengeld die Rücklagen der Arbeitslosenversi-
cherung in kürzester Zeit aufgezehrt. Und es 
würde eine Anspruchshaltung entstehen, wo-
nach der seit vielen Jahrzehnten geltende 
Leistungssatz von 60 Prozent (mit Kind 67 
Prozent) auf einmal nicht mehr ausreichend 
ist. Alle diese Risiken und Nebenwirkungen, 
würden das wichtige Schutzsystem Arbeitslo-
senversicherung überfordern und sind völlig 
überflüssig, weil mit der Grundsicherung ein 
leistungsfähiges System bereitsteht. 
 
Grundsicherung im Alter hilft zielgenau 

Ein weiterer wichtiger Baustein einer alle Le-
benslagen umfassenden sozialstaatlichen 
Absicherung ist die Grundsicherung im Alter. 
Weil niemand aus Angst vor der Mithaftung 
seiner Kinder verschämt altersarm bleiben 
sollte, hat der Gesetzgeber 2003 den Rück-
griff auf Kinder mit einem Einkommen ab 
100.000 € beschränkt. In den folgenden Jah-
ren stieg die Zahl der Rentner mit Grundsi-
cherung wie vorhergesehen deutlich. Trotz-
dem sind nur rund 3 % der Rentner auf 
Grundsicherungsleistungen angewiesen und 
damit viel weniger als in jüngeren Jahrgän-
gen. Die Lebensleistung wird anerkannt, in-
dem Rentner mit eigener privater Altersvor-
sorge über einen Freibetrag mehr Geld zur 
Verfügung haben. Über einen Freibetrag 
auch für die gesetzliche Rente lohnt es sich, 
nachzudenken. Kernstück des schwarz-roten 
Projekts einer „Grundrente“ sind dagegen 

willkürliche Besser- und Schlechterstellungen 
von eingezahlten Beiträgen. Es ist nicht er-
klärlich, warum der Rentenanspruch eines 33 
Jahre Teilzeitbeschäftigten mit der Grund-
rente fast verdoppelt werden soll, der in der-
selben Höhe in 32 Jahren selbst erarbeitete 
Rentenanspruch eines Vollzeitbeschäftigten 
aber unverändert bleibt. Hier entstehen Un-
gerechtigkeiten und Widersprüche, die die 
Glaubwürdigkeit des Rentenversicherungs-
systems erschüttern. 
 
Freibeträge und Hinzuverdienst überprü-

fen 

Zu einer vielleicht noch besseren Anerken-
nung der erbrachten Lebensleistung kann 
und soll man über höhere Freibeträge bei der 
Grundsicherung für Erwerbsfähige und im Al-
ter streiten. Ein weiterer wichtiger Punkt sind 
stärkere Anreize, aus Grundsicherung für Er-
werbsfähige heraus eine Vollzeittätigkeit statt 
nur einer Kleinstbeschäftigung aufzunehmen. 
Die Anrechnung von Einkommen aus Arbeit 
auf das Arbeitslosengeld II sollte so verändert 
werden, dass die Aufnahme einer Vollzeittä-
tigkeit immer die attraktivste Option ist. Kleine 
Hinzuverdienste bis 200 Euro sollten hierzu 
vollständig auf das Arbeitslosengeld II ange-
rechnet werden. Bei höherem Verdienst sollte 
dem Arbeitslosengeld-II-Empfänger mehr 
Netto durch großzügigere Freibeträge ver-
bleiben. 
 

Fazit 

Insgesamt ist das Grundsicherungssystem 
schon jetzt zielgenau und leistungsfähig. Es 
sollte an einigen Stellen noch weiterentwi-
ckelt werden Es ist aber ein fataler Irrweg, 
zur Umgehung der Grundsicherung Leistun-
gen der Arbeitslosenversicherung auszuwei-
ten oder politisch gesetzte Rentenansprüche 
zu schaffen.  


